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noch öl bescheiden ist, vor allem da die Löhne der Land- 
arbeibeiter infolge des übergroßen Angebots kaum an- 
gehoKioben werden konnten, so sind damit doch die Vor- 
ausseisetzungen für einen stärkeren Ausbau der ägyp- 
tisdiedien Verbraudisgüterindustrien gegeben, um so 
mehr,ihr, als es das Ziel der Regierung ist, w eder die 
Grundindbesitzer-Klasse als soldie nodi ihr Kapital zu 
vernicniditen, sondern vielmehr ihre A ktivität, die bisher 
allzu zu einseitig auf die Landverpaditung ausgeriditet 
w ar, ir, in vorwiegend industrielle Betätigungen zu len­
ken. h. Die Erhöhung der ägyptischen Verbrauchsgüter- 
erzeuceugung ist vor allem deshalb so wichtig, da sonst 
möglioglidierweise eine vermehrte Nachfrage nach Aus- 
landsüdsgütern, z. B. Textilien, entsteht und die Handels- 
bilanzanz dadurch passiviert wird. Gerade das aber soll 
verm i mieden werden.
A uf dif diese Weise wird mit der Bodenreform eine Besse­
rung oig der sozialen Verhältnisse in Stadt und Land an- 
gestrestrebt. Dem dient außer der erw ähnten Stärkung 
des hiis Mittelstandes audi das Verbot der übermäßigen 
Landtmdteilung im Erbgang. Gewisse Probleme liegen 
noch idi in der Finanzierung der Bodenreform, vor allem 
der Eff Entschädigungen an die ehemaligen Besitzer, so­

wie in der Landbewirtsdiaftung in der Zeit bis zur 
Übergabe an die neuen Eigentümer, und endlich in 
der A usstattung der N eubauern mit Inventar. 
Jedenfalls versucht die Regierung, auf sämtlichen Ge­
bieten des ländlichen Lebens Verbesserungen durch­
zusetzen, vor allem bei der Besitzverteilung, den 
Pachtbedingungen, der Entlohnung der Landarbeiter, 
der Landbesteuerung, dem Erziehungswesen, den Kre­
ditmöglichkeiten sowie den Absatzverhältnissen durch 
Schaffung von Genossenschaften usw.
Die Landnot allerdings kann die Reform nicht 
beseitigen. Die Regierung versucht, das Problem durch 
Schaffung von Neuland zu mildern. Vor allem hofft 
sie, das 2 V2 Mrd. DM-Projekt des Assuan-Dammes in 
15 Jahren vollenden und damit zusätzlich 1,2 Mill. ha 
Neuland gewinnen zu können. Aber selbst diese ein­
malige Anstrengung bringt keine fühlbare Entlastung, 
denn der dadurch erzielbare bedeutende Landgewinn 
wird durch die rapide Bevölkerungszunahme bald auf­
gezehrt. Die zur Ernährung von je  100 Einwohnern 
verfügbare landwirtschaftliche Nutzfläche erfährt also 
selbst bei Verwirklichung dieser weitreichenden Pläne 
keine fühlbare Ausweitung.

Zusammenlegung und Aufstockung landwirtschaftlicher 
Kleinbetriebe in Schweden

Dr. Volkmar von.Arniin, Kiel
% /■

D “p) Politik der Zusammenlegung oder Vergirößerung 
von  h  landwiitsdiaftlichen K leinbetriebfji w ird das 
Prograjgramm der äußeren Rationalisierung genannt. Die­
ses Pr> Programm hat zum Ziel, den Lebensstandard der 
landwidwirtschaftlichen Bevölkerung auf längere Sicht 
m it det den vergleichbaren Berufsgruppen auf eine gleiche 
Stufe jfe zu bringen. Zur Erreichung dieses Ziels wird 
eine le Zusammenlegung und Vergrößerung jener 
Kleinbeinbetriebe erstrebt, die einer Familie kein ausrei- 
chendendes Einkommen gewähren; Diese Politik wird 
nicht (ht gegen den Willen der landwirtschaftlichen Be- 
völkerlkerung Schwedens betrieben, sondern sie paßt 
sich eiii einer bereits seit Jahren bestehenden Tendenz an 
und  v d  versucht sie so zu steuern und zu beschleunigen, 
daß siö sie zu einer Hebung des Lebensstandards des in 
der La’ Landwirtschaft tätig bleibenden Bevölkerungsteils 
führt, irt.
Nebenben dem äußeren Rationalisierungsprogramm läuft 
ein Pr) Programm zur inneren Rationalisierung der Be­
triebe. :be. Die Programme stehen in gegenseitiger Ab- 
hängigigigkeit, so daß sie am besten im Zusammenhang 
betractraditet weiden. Die innere Rationalisierung be- 
schränfränkt sich im wesentlichen auf die Vergabe von 
Kreditediten und verlorenen Zuschüssen sowie auf die 
Verbesrbesserung der inneren Struktur der Betriebe.
ÄUSSESSERE RATIONALISIERUNG 
Um an an der beschriebenen Strukturverbesserung aktiv 
mitwirlwirken zu können, wurden dem Staat im Jahre 
1947/487/48 vom Reichstag bestimmte reditliche Möglich­

keiten  eingeräumt. Diese sind in Stich Worten: Kredit­
vergabe, An- und Verkauf von landwirtschaftlichen 
Grundstücken verbunden mit einem Vorkaufsrecht, 
und in Sonderfällen die Möglichkeit der Enteignung.

Anleihen und Beihilien: Das wichtigste Mittel, den 
Kleinbauern eine Vergrößerung ihrer Betriebe zu er­
möglichen, ist die Gewährung von Anleihen und Bei­
hilfen. Die Höhe der Anleihen ist nicht begrenzt, sie 
können die volle Höhe des Kaufpreises des erworbe­
nen Landes betragen. Die Kredite werden von einer 
Privatbank an die Bauern gegeben. Der schwedische 
Staat leistet für die Rückzahlung des Kredits von 
seiten der Bauern an die Bank eine Garantie. Neben 
diesen Krediten kann vom Staat nodi ein besonderer 
Zuschuß gew ährt werden, wenn der Boden zu einem 
höheren Preis erworben werden muß, als es dem land­
wirtschaftlichen W ert entspricht. Dies ist vor allem 
der Fall, wenn durch Hofzusammenlegungen land­
wirtschaftliche Gebäude überflüssig werden.
Die Kreditvergabe allein würde aber nicht gewähr­
leisten, daß zum Verkauf stehendes Land von solchen 
Betrieben erworben wird, die erst nach Zukauf von 
Land über eine ausreichende Ackernahrung verfügen.

Vorkaufsrecht; Daher muß jeder Ankauf von land­
wirtschaftlichem Grundbesitz in Schweden genehmigt 
werden. *) Für die Erteilung dieser Genehmigungen

») Gesetz vom 3. Jun i 1955 (Nr. 272) Ober Beschränkung des Redi­
tes, landw irtsd iaftlid ien  Grundbesitz zu erw erben (Bodenerwerbs­
gesetz). Es löste  das G esetz vom  30. Jun i 1947 (Nr, 324) über 
das s taa tlid ie  V orkau tsred it ab.
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w urden besondere Landwirtsdiaftskommissionen ein­
gesetzt. Diese Kommissionen führen auch alle ande­
ren mit dem Rationalisiemngsprogramm zusammen­
hängenden Maßnahmen durdi. Bei Landkäufen kön­
nen sie die Genehmigung versagen, wenn das Grund- 
stüdc für eine V erbesserung der A grarstruktur in An- 
sprudi genommen werden soll. N adi dem Gesetz muß 
aber der Staat bei Versagung eines Landkaufes be­
reit sein, das Land zu dem gleidien Preis zu kaufen, 
zu dem es der Käufer erw erben wollte. Eine Einlö- 
sungspflidit des S taates besteht allerdings nidit, wenn 
der Verkaufspreis offenbar den W ert des Grund- 
stüdces übersteigt. P raktisdi hat der Staat mit diesem 
Gesetz und den Krediten die M ittel in der Hand, das 
Land an diejenigen Käufer gelangen zu lassen, die es 
zur Vergrößerung der Betriebe benötigen. Dieses 
Redit des Staates, in Bodenverkäufe einzutreten, ist 
gewissen Einsdiränkungen unterworfen. Es bezieht 
sidi nur auf landw irtsdiaftlidi und forstw irtsdiaftlidi 
genutzten Boden. Die Genehmigung zum Verkauf von 
Boden oder Höfen an die nädisten Angehörigen darf 
n id it versagt werden. Durdi Landkäufe des Staates darf 
eine w esentlidie dauernde Vermehrung des Grund­
besitzes des Staates n id it eintreten.
Gegen die Anwendung des V orkaufsredites steht den 
Betroffenen die M öglidikeit der Besdiwerde bei der 
Regierung offen. In diesem Fall muß sidi das Reidis- 
landwirtsdiaftsam t zur Sadifrage äußern.
Das V orkaufsredit wurde vom Staat bisher nur sehr 
maßvoll angewandt. Die eingesetzten Kommissionen 
m aditen in den Jahren  1949 bis 1954 das V orkaufs­
red it lediglidi in 801 Fällen geltend.

A ktive An- und Verkaufspolitik: Durdi Ausübung des 
Vorkauf sredites und durdi direkte Käufe auf dem 
Grundstüdesmarkt treib t der Staat, um die Betriebs­
struktur im Sinne der Rationalisierungspläne zu ver­
bessern, eine aktive An- und Verkaufspolitik. Durch­
geführt w ird diese Politik ebenfalls von den Land­
wirtsdiaftskommissionen.

Kauf, Verkauf und Grundbesitz 
der Landwirtsdiaftskommission 1949—1954

(in ha)

Position 1949 1950 1951 1952 1953 1954

Kauf
Acker 1 OOO 1 206 1 816 2 481 3 383 2 521
W ald 3 070 4 694 7 710 8 699 12 622 11 334
Insgesam t 4 070 5 900 9 526 11 180 16 005 13 855

V erkauf
Acker 307 670 882 1 487 1 836 1 852
W ald 858 1 870 3 251 5 482 6 647 7 016
Insgesam t 1 165 2 540 4 133 6 969 8 483 8 868

Besitz am £nde  
des Jah res

Acker 1 332 i 806 2 739 3 717 5 264 5 897
W ald 23 384 26 224 30 687 38 966 44 927 49 059
Insgesam t 24 716 28 030 33 426 42 683 50 191 54 956

Q u e lle : Das Reicfaslandwirtsdiaftsaint. Zusam m enfassung von der 
W irksam keit der provinziellen  Landw irtsdiaftskom m issionen in 
den Jah ren  1949-1954. U nveröffentlichtes M anuskript, Stockholm 1955.

Der Umfang der Flädien, die jährlid i von den Land­
wirtsdiaftskommissionen gekauft wurden, stieg bis 1953 
von Jah r zu Jahr, und der Umfang der verkauften 
Flädien stieg bis 1954. Der Verkauf der erworbenen 
Ländereien hielt allerdings mit dem Erwerb nidit 
Sdiritt. Der Besitz des S taates aus diesen Käufen 
stieg von 25 000 ha mit einem Taxwert von 3,3 Mill.
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Kr. im Jahre 1949 auf 55 000 ha mit einem Taxwert 
von 18 Mill, Kr. im Jahre  1954. Die Praxis der Ratio­
nalisierungsbehörden hat gezeigt, daß diese Land- 
reserve die Zusammenlegung oder Aufstodcung von 
Kleinbetrieben besdileunigt und erleiditert, da mittels 
der Bodenreserve Tausdi von Land vorgenommen 
w erden kann.
Die in der obigen Tabelle aufgezeigten verkauften 
Grundstücke sind nur die Flächen, die lau t Grundbudi 
in den Besitz des S taates übergingen. Sehr oft tritt 
die Landwirtsdiaftskommission nur als V erm ittler bei 
Landverkäufen auf oder lenkt die Landverkäufe in 
die Richtung einer A ufstodiung der Nadibarbetriebe, 
indem sie nur bestimm ten Personen den Ankauf des 
angebotenen Landes gestattet.

Enteignung: Die Anwendung der gesdiilderten Maß­
nahm en geschieht nur unter w eitestgehender Berüdi- 
siditigung des W illens der betroffenen Bauern. Neben 
dem V orkaufsredit haben die Landwirtsdiaftskommis­
sionen audi nodi die M öglidikeit, in Ausnahmefällen 
zu enteignen. Enteignungen werden aber nur in Son­
derfällen ausgesprochen. Sie dürfen nicht dazu führen, 
daß Landwirte ihren Besitz verlassen müssen oder 
daß sich ihre Versorgungsmöglichkeiten vermindern. 
1954 betrafen die Enteignungen nur eine F lädie von 
insgesamt 5 ha Adcer und 12 ha W ald. Auch in  den 
vorhergehenden Jahren  w urden von den Landwirt­
sdiaftskommissionen nur jäh rlid i zwei Gesuche auf 
Landenteignung an die Regierung gestellt. Das Gesetz 
wurde hauptsächlidi eingeführt, um durch seine Exi­
stenz eine günstigere Verhandlungsbasis für die 
Landwirtschaftskommissionen in sdiw ierigen Fällen 
abzugeben.

ORGANISATION UND DURCHFÜHRUNG 
Um die Durdiführung der gesdiilderten Rationalisie­
rungsmaßnahmen auf einer einheitlidien Basis zu er­
möglichen, wurde ab 1947 eine eigene staatliche Orga­
nisation dafür errichtet, der allerdings aud i noch an­
dere landwirtschaftlidie V erw altungsaufgaben über­
tragen wurden. H auptträger dieser O rganisation sind 
die 26 Landwirtsdiaftskommissionen, die in den 
24 Regierungsbezirken Schwedens gebildet wurden. *) 
Diese Kommissionen bestehen aus einem staatlidien 
Beam tenapparat mit je  einer A bteilung für äußere 
und innere Rationalisierung, einer A bteilung für Kul­
turingenieure und einer W irtschafts- und V erw al­
tungsabteilung. An der Spitze jeder Kommission steht 
ein Landwirtschaftsdirektor. In diesen Äm tern wird 
ein Plan für die Entwidclung der äußeren und inneren 
Betriebsstruktur der Landwirtsdiaft des unterstellten 
Bezirks, also meistens des Regierungsbezirks, aufge­
stellt. Die Entscheidungen über Kreditvergabe, Land­
kauf, Anwendung des Vorkaufsrechtes und Anträge 
auf Enteignungen w erden aber nicht von den Beamten 
gefällt, sondern von besonderen Ausschüssen. Diese 
Ausschüsse setzen sich zusammen aus dem höchsten 
Verwaltungsbeamten des Bezirks als Vorsitzendem, 
dem Landwirtsdiaftsdirektor, einem Beamten der halb- 
staatlidien Landwirtschaftskammer und 4 Bauern. In die­
ser Zusammensetzung bestehen je  ein A ussdiuß für die

2) In zwei R egierungsbezirken w urden 2 Kommissionen gebildet.
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äußere und für die innere Rationalisierung. Die Land- 
wirtsdiaftskommissioneh sind iri hohem Grad unab­
hängig. Sie erhalten aber Riditlinien vom Reidisland- 
wirtschaftsamt, und ihre Tätigkeit w ird von einer be­
sonderen Rationalisierungsabteilung im Reidisland- 
wirtsdiaftsamt überwacht. Beschlüsse der Kommis­
sionen über Angelegenheiten von größerer Bedeutung 
werden in gewissem Umfang ebenfalls dem Reichs­
landwirtschaftsamt zur Nachprüfung vorgelegt.
Die Formen der Durchführung der äußeren Rationali­
sierung passen sich den gegebenen Land- und Besitz­
verhältnissen und dem W illen der Bauern, deren Höfe 
oder Dörfer rationalisiert werden, an. Da in den mei­
sten Teilen Schwedens bereits eine Flurbereinigung 
durdigeführt ist, genügt es oft, den Bauern Kredit 
zu geben, damit diese benachbartes Land — eventuell 
unter Einschaltung der Landwirtschaftskommissionen in 
die Kaufverhandlungen — kaufen können. In anderen 
Fällen, wenn die Fluren des angebotenen Hofes an 
mehrere Nachbarn verkauft werden sollen, ist mei­
stens ein vorheriger Ankauf des Hofes durch die 
Landwirtschaftskommission erforderlich. Besonders 
riditet sich das Augenmerk der Landwirtsdiaftskom- 
missionen auf Dörfer, deren Fluren zersplittert sind. 
Hier versuchen sie, einen oder m ehrere Höfe zu kau­
fen und die Bauern zur Durchführung einer Flurbe­
reinigung zu bewegen unter dem Hinweis, daß die 
Höfe nach der Flurbereinigung größer würden, da die 
von der Kommission gekauften Höfe bei der Durch­
führung der Flurbereinigung an die Bauern verkauft 
werden. Wenn einige Bauern eines Dorfes an einer 
Flurbereinigung nicht teilnehm en wollen, so werden 
sie bei der Durchführung meistens unberührt gelassen, 
obgleich gesetzlich alle Bauern der Flurbereinigung 
imterworfen werden können, wenn 51 Vo der Bauern 
eines Dorfes dafür stimmen. Gelegentlich kauft die 
Landwirtschaftskommission auch einzelne in W äldern 
oder im Gebirge liegende Höfe, deren Technisierung 
unwirtschaftlich ist, um sie zur Aufforstung w eiter­
zuverkaufen. Bekommt diese der Staat zur Auffor­
stung, so verkauft er im Prinzip an anderer Stelle 
Waldland an private Bauern.
Zur Vergrößerung seines Hofes Benötigt der Bauer 
Geld. Er bekommt dies in Krediten von einer Bank. 
Der Staat leistet für die Rückzahlung Garantie. Der 
Bauer kann Kredite in voller Höhe des Kaufpreises 
erhalten und muß diese in 20 Jahren  zurückzahlen. 
Die Tilgung beginnt in 3—5 Jahren. Die Verzinsung 
beträgt 4’A V» ohne Amortisation. Neben den Kredi­
ten kann der Bauer beim Kauf noch einen verlorenen 
Zuschuß vom Staat erhalten, wenn der Kaufpreis des 
Landes seinen landwirtsdiaftlichen W ert übersteigt. 
Die Hilfestellung, die die Landwirtscbaftskommission 
den Bauern zur Vergrößerung ihrer Betriebe gibt, 
wird nur im Rahmen des Rationalisierungsprogramms 
gegeben. Es sollen leistungsfähige Familienbetriebe 
geschaffen werden. Bei Einführung des Rationalisie­
rungsprogramms im Jahre 1947 w urde eine Fläche 
von 10—20 ha Adcerland für ausreichend angesehen. 
Inzwischen hält man die Grenze von 20 ha für zu 
niedrig, und in der Praxis der Landwirtsciiaftskom- 
missionen wird diese Grenze oft überschritten.

INNERE RATIONALISIERUNG 
Um clas Ziel der Schaffuiig leistungsfähiger Familien­
betriebe zu erreichen, läuft, neben dem Programm der 
äußeren Rationalisierung ein w eiteres für die innere 
Rationalisierung, dessen Durchführung ebenfalls den 
Landwirtschaftskommissionen obliegt. Die innere Ra­
tionalisierung bezieht sich auf Diainierung, Entwäs­
serung, Eindeichung, W egebau, Neukultivierungen, 
W eideverbesserungen, Entsteinung, und Neubau oder 
V erbesserung der W irtschaftsgebäude.
Um die vorgesehenen Rationalisierungsmaßnahmen 
durchzuführen, werden den Bauern zwei verschiedene 
A rten von Anleihen gegeben: Amortisierungsanleihen 
und Abschreibungsanleihen. Die Amortisierungsan- 
leihe wird zu den gleichen Bedingungen vergeben 
wie die Anleihen bei der äußeren Rationalisierung. 
Die Abschreibungsanleihe wird beim Kreditnehmer 
als zinslose Hypothek eingetragen und nach Ablauf 
von 5 Jahren, wenn die vorgesehenen Verbesserun­
gen durchgeführt und ordnungsgemäß gepflegt wor­
den sind, zu Vs jährlich abgeschrieben. So ist der 
Kredit nach 10 Jahren  getilgt, ohne daß der Kredit­
nehm er eine Rückzahlung vorgenommen hat. Die Ab­
schreibungsanleihen können in Höhe von 15—40 Vo 
der Gesamtkosten der vorgesehenen Verbesserungen 
vergeben werden. Mit der Abgabe von Am ortisations­
krediten oder Abschreibungsanleihen ist stets eine 
eingehende Prüfung der geplanten Verbesserungen 
verbunden. Gegebenenfalls w ird der Kreditnehmer 
über eine rationellere A rt der Betriebsverbesserung 
beraten.
Da die K redite und Abschreibungsanleihen zur inne­
ren  Rationalisierung von der gleichen Stelle vergeben 
werden, die auch die äußere Rationalisierung durch­
führt, ist gewährleistet, daß die Kreditvergabe im 
Sinne des geplanten Strukturwandels der Betriebe 
gehandhabt wird. Insbesondere werden so Abschrei­
bungskredite für durch Flurbereinigung vergrößerte 
Bauernhöfe vergeben, um den oft notwendigen W ege­
bau, die M eliorationen oder eine Vergrößerung der 
W irtschaftsgebäude vornehmen zu können.

FINANZIERUNG
Innerhalb der Ausgaben, die der schwedische Staat 
für das Rationalisierungsprogramm aufbringt, fällt der 
geringere Teil auf die äußere Rationalisierung, da die 
meisten Bodenkäufe der Kleinbauern in Schweden 
mit Hilfe von Bankkrediten erfolgen, für die der 
schwedische Staat lediglich eine Garantie gibt.

Einnahmen und Ausgaben des Grundfonds und Grund­
besitz der Landwirtschaftskommissionen

(in lOOO Kronen) *

Jah r Hinnahmen A usgaben Differenz
G rundbesitz 

der Land­
w irts chafts- 
kommiss.^)

1948/49 136 1 479 1343 3 297
1949/50 558 2 967 2 409 4 333
1950/51 1 828 5 366 3 538 6 476
1951/52 3 193 8 642 5 449 10 858
1952/53 4 914 13 091 8 177 15 509
1953/54 7 607 13 265 5 658 17 953

Geschätzter W ert am  Ende des K alenderjahres, das auf das 
W irtschaftsjahr folgt.
Q uelle; Das Reichslandwirtschaftsam t, Zusammenfassung, a. a. O., 
S. 6, Tabellen; 5 und 6.
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Die größten Ausgaben, die für die äußere Rationali­
sierung aufgewendet werden, entstehen bei der ak­
tiven An- und Verkaufspolitik, da der Staat die zum 
Zwecke der Rationalisierung erworbenen Ländereien 
oft unter Einstandspreis weiterverkauft.
D ie V erlu ste  s in d  w en iger groß, a ls d ies auf G ran d  der 
T abelle  e rsd ie in t, da m an berücksichtigen muß, daß der 
S taa t b ishe r m eistens w en iger Land w e ite rv e rk au ft hat, als 
e r  gekauft hat, so daß zur Z elt L ändere ien  im  T axw ert von 
18 M ill. Kr. zum  W eite rv e rk au f in  den  H änden  des S taa tes 
sind. Auch d ie v e rlo ren e n  Zuschüsse, d ie zum  W ertau sg le id i 
a n  d ie  B auern  g egeben  w erden , sind  g ering  gem essen  an 
den G eldm engen, d ie für d ie  in n e re  R a tionalis ierung  er­
forderlich sind. D agegen hab en  die D arlehensgaran tien , die 
d er S taa t vergab , im  Ja h re  1954 eine  H öhe von  7,5 M ill. Kr. 
erreicht. D iese G aran tien  b ed eu ten  ab e r  k e in  R isiko fü r 
den  S taat, da er bei N iditrücfczahlung durch P fändung oder 
Z w angsverste igerung  auf das V erm ögen  des K red itnehm ers 
zurückgreifen kann . D ie w irk lichen V erlu ste  durch d ie  K re­
d itg aran tie n  b e trag en  n u r e in en  Bruchteil v o n  1 “/» d er 
g a ra n tie rte n  G eldm engen.

Darlehensgarantien und Staatsbeiträge für die äußere 
Rationalisierung 1949—1954

(in Kronen)

Jah r D arlehensgarantien S taatsbeiträge

1949
1950
1951
1952
1953
1954

2 214 BIS 
4 216 590 
4 625 555 
4 553 494
6 717 755
7 547 295

428 660 
564 153 
470 517 
561 641 
676 432 
629 925

Q uelle: Das R eidislandw irtsdiaftsam t, Zusam m enfassung, a. a. O., 
S. 6, T abelle 7.

Sehr viel höher sind die Absdireibungsanleihen und 
die gew ährten Kredite für die innere Rationalisierung. 
Darlehen und Zuschüsse erreichten im Jahre 1954 eine 
Höhe von 39 Mill. Kr. Die Verkaufserlöse der Land- 
wirtscäiaft betrugen 4,08 IMrd. Kr., so daß wertmäßig 
die Kredite oder Beiträge des Staates zur inneren Ra­
tionalisierung nicäit eiiimal 1 ”/o der Verkaufserlöse 
jährlicäi ausmachen.

Kredite und verlorene Zuschüsse 
für die innere Rationalisierung 1949—1954

(in Kronen)

Jah r D arlehen V erlo rene Zuschüsse

1949
1950
1951
1952
1953
1954

9 524 225
13 770 839 
9 560 195

11 638 175
14 353 863 
18 240 345

13 273 311 
19 719 618 
15 124 172
19 603 638
20 415 229 
20 789 188

der L andw irtsd iaftskom m ission  w eitergezah lt. Im  allgemei* 
nen  soll au d i d e r Sohn des B auern  n ad i d e r H ofübernahm e 
k e in e  P roduzen ten b e iträg e  m eh r erh a lten . D urd i d ie Bindung 
der A uszah lung  d er P roduzen tenbeih ilfe  an  den  B esitzer des 
H ofes w urde  e in  A nste ig en  d er L andpreise  verh indert. 
H ä tte  der sd iw e d isd ie  S taa t e ine  A uszah lung  d e r  Produ­
zen ten b e iträg e  an  a lle  B e triebe  v o n  2— 10 ha  au d i nadi 
einem  B esitzw echsel e ingefüh rt, so w äre  dam it autom atisd i 
der V erk au fsp re is  d iese r B etriebe g estiegen . Ein A nsteigen 
d er B odenpreise w äre  ab er fü r das P rogram m  d e r  äußeren 
R ationalis ierung  n id it e rw ü n sd it gew esen .
D er P ersonenkre is, der P ro d u zen ten b e iträg e  erh ie lt, h a t sidi 
du rd i die B indung an  d en  B e triebsinhaber v o n  J a h r  zu Jahr 
verm indert, u n d  d ie  Z ah lungen  des S taa te s  h a tte n  eine 
fa llende Tendenz.

Produzentenbeiträge 1949—1954

Jah r A nzahl der Em pfänger Beiträge 
(in Kronen)

1949
1950
1951
1952
1953
1954

198 571 
198 018 
190 109 
183 639 
142 589

72 682 132 
71 646 125 
70 635 431 
67 333 944 
36 471 846 
45 868 103

Q uelle : Das R eidislandw irtsd iaftsam t, Zusam m enfassung, a .a .O . ,  
S. 4, Tabelle 1 h.

Außerhalb der Geldmengen, die für äußere und innere 
Rationalisierung aufgewendet werden, gibt der schwe­
dische Staat aber nodi erhebliche Gelder als direkte 
Unterstützung an die Kleinbetriebe unter 10 ha. Diese 
Zahlungen des S taates an die Kleinbauern werden 
Produzentenbeiträge genannt. Sie werden so ausge­
zahlt, daß sie die schon vorhandene Tendenz, Klein­
betriebe bei Besitzwecfasel nicht w eiter als selbstän­
dige Einheit bestehen zu lassen, noch verstärken.
D iese P ro d u zen ten b e iträg e  w erd en  a ls zusätzliche Z ah­
lu n g en  fü r ge lie fe rte  Milcii an  B etriebe u n te r  10 h a  ge­
le is te t. Sie k ö n n en  im  H öchstfall 480 K ronen je  W irtschaft 
im  Ja h r  erre ichen. D iese G elder e rh a lten  ab er n u r d ie jen i­
gen  B auern, die bei E inführung des G esetzes den H of be­
w irtschafte ten , sei es in  Pacht oder E igentum . T ritt nun  
e in  W echsel in  d er Person  d er B auern  durch E rbgang, V er­
k au f od er Pachtw echsel ein, so w erden  d ie  P roduzen ten­
b e iträg e  n u r in  b eso n d eren  H ärte fä lle n  nach Prüfung von

Q uelle ; Das R eichslandwirtschattsam t, Zusam m eniassung, a. a. O 
S. 7, T abelle 10.

Die Ausgaben, die dem Staat insgesam t bei der inne­
ren und äußeren Rationalisierung entstehen, können 
im Jahre 1954 auf 27,3 Mill. Kr. geschätzt w erden j *) 
sie machen nur 59,5 “/o der 45,9 M illionen aus, die der 
schwedische Staat vorläufig noch an Bauern m it un­
rentablen K leinbetrieben zahlt.

NACHTEILE DES SYSTEMS 
Bei der Durchführung eines so einschneidenden und 
umfassenden Programms, wie es die Zusammenlegung 
von Kleinbetrieben in Schweden darstellt, ergeben 
sich zwangsläufig auch Nachteile und Schwierigkeiten 
Diese zu meistern, ist oft die Aufgabe des Direktors 
der Landwirtschaftskommission. Sein Amt ist nicht 
einfach, da er erstens an die Entscheidungen der 
M ehrheit seiner Kommission gebunden ist und zwei­
tens vor allem bei der äußeren Rationalisierung den 
W illen der Bauern und Pächter in weitestgehendem 
Maße berücksichtigen soll. So ist es oftmals schwie­
rig, die Bereitschaft der Bauern zur N eugestaltung 
ihres Dorfes zu gewinnen. M angelnde Aufgeschlossen­
heit oder Uneinigkeit der Bauern führten in besonders 
schwierig gelagerten Fällen dazu, daß es bis zu 
5 Jahren dauerte, ehe die von der Landwirtschafts­
kommission erworbenen Höfe w iederverkauft werden 
konnten. In einem vom V erfasser untersuchten Fall 
lag dies daran, daß mit dem W iederverkauf der er­
worbenen Höfe eine F lurbereinigung im Dorfe ver­
bunden werden sollte. Die zur F lurbereinigung not­
wendige Bereitschaft und Einigkeit w ar aber erst 
Jah re  nach dem Erwerb w eiterer Höfe durch die Land­
wirtschaftskommission erreicht worden.
In der Zeit, in der die Höfe sich im Besitz des Staates 
befinden, werden die Ländereien m eistens auf je ­
weils ein Jah r verpachtet. Die Pächter behandeln das 
Land aber oft nicht sorgfältig, da sie nicht wissen, wie 
lange sie es behalten. Die Gebäude der Höfe, die im 
Besitz der Landwirtschaftskommission sind, stehen oft
*) Kreciitgarantien, d ie Ja keine A usgabe darsfeüen , w urden nicbt 
berücksichtigt, der V erlust von 5,7 M ill. des G rundfonds, der mit 
e inbered inet w urde, bezieh t sich auf das J a h r  1953/54. Niciit 
berücksichtigt w urde bei den  V erlusten , daß der W ert der im 
Besitze des S taa tes befindlichen Grundstücke zum Zwecke der 
äußeren R ationalisierung zur gleichen Zeit um 2,5 M ill. stieg.
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leer, was nidit zu deren Erhaltung beiträgt. Im all­
gemeinen geht der An- und Verkauf der Ländereien 
durch die Landwirtschaftskommission allerdings schnell 
vor sich, da die Nadibarn gleich zum Kauf bereit sind 
und eine Flurbereinigung nicht vorgenommen zu w er­
den braucht.
Weitere Schwierigkeiten können sich daraus ergeben, 
daß von den Landwirtschaftskommissionen das Land zu 
teuer gekauft wird. Die Anlieger sind dann n id it bereit, 
ihrerseits das Land zu dem hohen Preis zu erwerben, 
den der Staat gezahlt hat. Die dem erw orbenen 
Grundstück benachbarten Bauern können dabei noch 
ganz besonders auf die Verkaufspreise drücken, wenn 
die Kommission gemäß ihrem Programm erworbenes 
Land nur an ganz bestimmte benachbarte Bauernhöfe 
verkaufen will. Im allgemeinen läßt sich diese Schwie­
rigkeit dadurch umgehen, daß nur Land gekauft wird, 
dessen Wiederverkauf an die Nachbarn gesichert ist.

ERGEBNISSE UND AUSSICHTEN 
Da die Landwirtschaftskommissionen bei der äußeren 
Rationalisierung sehr oft nur auf Grund ihres Vor­
kaufsrechtes vermittelnd eingreifen oder dieses an an­
dere abtreten, läßt sich statistisch nicht erfassen, wie 
weit der Rückgang der Kleinbetriebe in Schweden auf 
die Tätigkeit der Landwirtschaftskommissionen zurück- 
zuführen ist. Jedoch zeigte sich bei der letzten Be­
triebszählung im Jahre 1951 eine so starke Vermin­
derung der Kleinbetriebe gegenüber dem Jahre  1944, 
daß daraus mit Sicherheit geschlossen werden kann, 
daß die Tätigkeit der Landwirtsciiaftskommission diese 
Entwicklung beschleunigt und erleichtert hat. Die An­
zahl der Kleinbetriebe un ter 1 ha hatte sich 1951 
gegenüber 1944 um 24,2 ®/o verringert, die Anzahl der 
Kleinbetriebe von 2—5 ha um 12,2 ®/o und die der 
Betriebe von 5—10 ha um 4,7 "/o.
Gegenwärtig wird geschätzt, daß in Schweden jähr- 
hdi etwa 5 000 Kleinbetriebe verschwinden. Dagegen 
stieg die durchschnittliche Ackerfläche je  Betrieb von 
8,96 ha im Jahre 1944 auf 9,65 ha im Jahre 1951. Die 
Ackerfläche ist in Mittelschweden und insbesondere 
in Nordschweden für die wirtscäiaftliche Stellung nicht 
maßgebend, da die Bauern dort oft Waldflächen be­
sitzen. In Nordschweden ist die Ackerfläche oft nur 
eine Ergänzung des W aldbesitzes. Aus diesen Grün­

den können auch für Schweden keine genauen Zahlen 
darüber angegeben werden, welche M indestbetriebs­
größe auf Grund der technischen Entwicklung zur Er­
zielung eines angemessenen Einkommens wünschens­
w ert ist. Im großen und ganzen wird als untere 
Grenzen in Schweden 20 ha angesehen.
Im allgemeinen entsprach der Verkauf von landwirt­
schaftlidien Kleinbetrieben, bzw. der Fortschritt der 
äußeren Rationalisierung, bisher zahlenmäßig nicht 
den Erwartungen des Gesetzgebers. Als Hauptgrund 
dafür wird die wirtschaftliche Lage angegeben. Bei 
der fortschreitenden Geldentwertung behielten viele, 
die norm alerweise ihren Grund und Boden verkauft 
hätten, diesen als Kapitalanlage in ihrer Hand. Für 
die Zukunft glaubt man aber, daß die Zusammenle­
gung kleinerer landwirtschaftlicher Betriebe mehr Be­
deutung gewinnen wird als bisher. Die Bevölkerungs­
statistik  zeigt, daß in der Landwirtschaft m ehr alte 
Leute arbeiten, während die Jugend in die Städte 
abwandert. Nun w erden erfahrungsgemäß gerade die 
Kleinbetriebe, die keinen angemessenen Lebensstan­
dard gewähren, von der alten Generation bis zum 
Tode oder bis zur Arbeitsunfähigkeit w eiter bew irt­
schaftet, während die nächste Generation in der Stadt 
arbeitet und auch im Erbfall nicht gewillt ist, auf das 
Land zurückzukehren. Bei einer günstigen wirtschaft­
lichen Entwicklung mit w eiterhin hohem A rbeits­
kräftebedarf der Industrie rechnet daher das Land­
wirtschaftsamt damit, daß die Verkäufe von Kleinbe­
trieben wegen Tod oder Arbeitsunfähigkeit der bis­
herigen Betriebsinhaber in Zukunft steigen werden.

VERGLEICH MIT DER BUNDESREPUBLIK 
Dabei ist man von einer Durchschnittspacht in Höhe 
achten ist, daß die heranwachsende Generation Klein­
betriebe mit geringem Einkommen bei höher A rbeits­
leistung nicht mehr bearbeiten will, haben einige 
Länderregierungen in der Bundesrepublik begonnen, 
eine aktive Politik zur Aufstockung und Zusammen­
legung von Kleinbetrieben zu verfolgen. Die entspre­
chenden G e s e t  z e und Verordnungen, die für diese 
Politik als Grundlage erforderlich sind, werden aber 
in den meisten Länderparlamenten und M inisterien 
erst vorbereitet. Diese Gesetze müßten durch eine 
Neufassung des Reichssiedlungsgesetzes auf Bundes­

Entwicklung der Betriebsgrößenstruktur in Sc3iweden‘) 1917—1951
(Zahl der Betriebe)

• Adcerflädie 1917 1944 1951 1951/1944

(ha) absolut o/o absolut 0/0 absolut o/o ±  V#

0,26—1 63 605 14.2 59 389 14,4 45 039 11,9 — 24,2
1 -2 67 247 15,0 58 825 14,2 50 961 13.5 — 13.4
2—5 117 969 26.4 107 776 26,0 95 888 25.4 — 11,0
5-10 95 752 21,4 94 144 22,8 . 89 760 23,7 — 4,7

unter 10 344 573 77,0 320 134 77,4 281 648 74,5 — 12,1
10—20 64 358 14,4 58 447 14,1 59 796 15,8 +  2,3
20—30 18 848 4,2 17 030 4,1 17 716 4,7 +  -4,0
30—50 11 911 2,6 10 710 2,6 11 234 3,0 +  4,9
50—100 5 414 1,2 5 065 1,2 5 421 1,4 +  7,0

über 100 2 590 0,6 2 325 0,6 2 325 0,6 -  0,0
über 10 103 121 23,0 93 577 22,6 96 492 25,5 +  3,1

insgesamt 447 694 100 413 711 100 378 140 : 100 — 8,6

‘) Absolutes Grünland w ird in der sd iw edisdien  B etriebssta tistik  n id it berücksiditigt.
Quelle: S tatistisk A rsbok fö r Sverige, 1921, 1930, 1952, 1954. S ta tis tisk  T idsskrifti versd i. Jahrgänge.
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ebene ergänzt werden. Hierzu gehört aucb ein ein- 
heitlidies Bodenverkehrsgesetz. Die sehr milde Form 
des Vorkaufsrechts zur Durchführung des Rationali­
sierungsprogramms in Schweden hat sich dort durch­
aus bewährt. Es sollte in der Bundesrepublik geprüft 
werden, ob ein ähnlidies Gesetz die Zustimmung-des 
Bauernverbandes und der A grarpolitiker finden 
könnte. Die Erfahrungen, die in Schweden mit dem 
Rationalisierungsprogramm seit 1949 gemacht wurden, 
können der Bundesrepublik bei einem Programm zur 
Verbesserung der A grarstruktur von Nutzen sein. 
H ierbei ist allerdings zu berücksichtigen, daß die 
schwedischen Verhältnisse nicht ohne weiteres auf die 
Bundesrepublik übertragen werden können.
Ein besonders schweres Hindernis für eine V erbes­
serung der A grarstruktur in der Bundesrepublik ist 
die R e a l t e i l u n g ,  ln  Schweden gibt es eine Real­
teilung in der Gegend von Dalarne (Mittelsdiweden). 
N adi durchgeführter Flurbereinigung und Aufstockung 
der Betriebe in dieser Gegend ist bei weiterem Erb­
gang nur eine geschlossene Vererbung der bestehen­
den Höfe gestattet. Ebenso wie in Schweden ist eine 
nachhaltige Verbesserung der A grarstruktur in der 
Bundesrepublik nur zu erwarten, wenn nadi Durch­
führung von Flurbereinigung und Aufstockung der 
Kleinbetriebe diese nicht w ieder im nächsten Erb­
gang durch Realteilung in unwirtsdiaftliche Einheiten 
aufgespalten werden. Es sollte daher gefordert “wer­

den, daß Höfe, die mit Hilfe des S taates durch Flur­
bereinigung, Aussiedlung oder Aufstockung neu ge­
ordnet werden, grundsätzlich in die Höferolle ein­
getragen werden, soweit dies nicht bereits erfolgt ist. 
Genutzt werden sollten in der Bundesrepublik auch 
die Erfahrungen, die Schweden bei der Bildung eines 
B o d e n f o n d s  zur Aufstockung der Kleinbetriebe 
gewonnen hat. Ohne Bildung eines solchen Boden­
fonds ist die Errichtung vernünftiger Betriebseinheiten 
sehr erschwert. Ist ein k leiner V orrat von Land in 
den Händen der Behörden, die die Aufstockung vor­
nehm en sollen, so kann  durch Tausch an die aufzu­
stockenden Betriebe benachbartes Land abgegeben 
werden. Bei einem Ankauf des Landes durch die Be­
triebsinhaber selbst w ird die Zersplitterung oft nur 
noch vergrößert. Die Besitzer der kleinen Bauern­
höfe, die ihren Besitz erhalten und vergrößern möch­
ten, haben auch meistens nicht das Kapital und nidit 
die Zeit, jede sich auf dem freien M arkt bietende 
Kaufchance wahrzunehmen.
Der Bodenfonds kann in der Bundesrepublik bei den 
Siedlungsgesellschaften gebildet werden. Sie können 
am besten für eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung 
der Ländereien für die Dauer der Zugehörigkeit zum 
Bodenfonds sorgen. Die Höhe des Landfonds 
wird auch zweckmäßigerweise auf eine bestimmte, für 
die Durchführung des Strukturprogramms notwendige 
Ausdehnung begrenzt.

Die Reiserzeugung und  -Versorgung d er W elt
Dr. W. v.|Tirpitz, Irschenhausen

4̂
H eute wie einst beherrscht der Reis das Hoffen und 

Denken der meisten Asiaten. Das chinesische W ort 
„Reis essen" (Chi fan) heißt soviel wie Mahlzeit ein­
nehmen, und „keinen Reis mehr haben" bedeutet ster­
ben. Der schwere Druck, der vom China Mao Tse Tungs 
auf die Reisüberschußgebiete Südostasiens ausgeübt 
wird, findet hier seine Erklärung.

PRODUKTION
Die Reiserzeugung unterliegt starken Ernteschwan­
kungen, w eist jedoch langfristig einen steigenden Trend 
auf. Am weitesten klafften Bedarf und Produktion in 
den ersten Jahren nach dem Kriege auseinander. Die 
Reiserzeugung der Erde, die zu 90 “/o aus der asiati­
schen Zone stammt, war verglichen mit den V orkriegs­
jahren um nahezu 15 Vo zurückgegangen, die Bevöl­
kerung Asiens aber um 12 "/o (nämlich um ca. 100 Mill.) 
gestiegen. Die Versorgungslücke der auf Importe an­
gewiesenen Länder wie China, Japan, Ceylon, Indo­
nesien, M alaya und der Philippinen wurde, soweit 
das möglich war, von den Getreideüberschußländern 

■ (voran den USA) durch Belieferung mit anderen 
Körnerfrüchten geschlossen. Außerdem wurden mehr 
ölhaltige Früchte verzehrt, die früher exportiert wor­
den w aren — der Rest war Hunger.
Eine strukturelle V eränderung der Produktion, die 
noch keineswegs abgeschlossen ist, w ar die wichtigste

Folge dieses Engpasses: die Im portländer sind be­
strebt, ihre Selbstversorgung mit Reis zu erhöhen. In­
dien, nach Japan der größte Importeur, hat seine Reis­
erzeugung von 33,5 Mill. t (Durchschnitt 1948/50) auf

W eltreisproduktion nach Erzeugerländern
(in 1000 t  paddy) •)

Land 0  1,334/38 1954

A sien insgesam t 144 800 149 700
davon übersd iuß länder;

Burma 6 971 5 804
Indodiina *) 6 498 3 872
Thailand 4 357 5 800

davon Defizitländer:
China 50 476
Indien 32 308 36 894
Japan 11 501 11 392
Indonesien 6 081 11 793

Buropa insgesam t 1 140 ' 1 680
davon:

Italien 753 859
' Spanien 293 352
Nord- und M ittelam erika insgesam t 
davon:

USA

1 180 3 380

956 2 670
Südam erika insgesam t 1 820 4 840

'd av o n :
Brasilien 1 365 3 OOO *>

A frika insgesam t 2 200 3 900
davon:

Ä gypten 609 1 118
W elt (ohne Sow jetunion) 151 140 163 500

*) Paddy oder R ohreis: gedroschen, aber nicht en thülst; H albroh­
re is : en thülst, sonst unbearbeite t; W eißre is: geschält (d. h. ohne 
Keime und Silberhäutchen), even tuell auch po lie rt. ') Überschuß­
land is t heu te  nu r Süd-Vietnam . *) Geschätzt.
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